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Bebauungs vor Schriften (BGBL i. s. 341)

I2um Behauungsplan " ME I E R II OE " der

~~~ watdshut, den i Apnl 19Z4

!  ' , . A» Rechtsgrundlagen

1. §§1, 2, 8 und 9 des Bundeshaugesetzes vo
(BgBl. I S. 341) BBau&).

dl 4*
ni

de2. §§1-23 der Verordnung üher die haulicL, ^
Grundstücke (BaunutzungsVerordnung) i.d.2, 1968
(BG31. I S. 1237 her. 1/1968 S. 11) BauRW. he <

3. § III in Verbindung mit § 3 der landeshauormuSaS-'fur Baden-
Württemherg vom 6. Anril 1964
(Ges.Bl. S. 151) LBO) und § 4 der Gemeindeordnung für
Baden-Württemherg vom 25. Juli 1955 (Ges.Bl. S. 129).

B. Eestsetzungen

§ 1

Art der baulichen Nutzung
—  ■ l-.l»— , ■ ■ - I I. I.I I . .. ..■I llJ

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist als
"Reines Wohngebiet" gemäß § 3 BauNVO ausgewiesen,

§ 2

Maß der baulichen Nutzung

(1) Bas Maß der baulicheh Nutzung der Grtmdstücke ist im zeich- (
nerischen Teil festgesetzt.

(2) Unterirdische Garagen werden atif die zulässige Geschoßfläche
nicht angerechnet (§ 21 a BauNVO).

§ 3

Bauweise

(1) Im Baugebiet "Meierhof" sind Bauweisen (§ 22 BaulTVO) gemäß
den Eestsetzungen im zeichnerischen leil vorgeschrieben.

§ 4

Überbaubare Grundstücksfläche

(1) Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Baugrenzen im
Elan festgesetzt,

(2) Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Neben
anlagen gemäß § 14 BauNVO sowie Garagen gemäß § 12 BauNVO
zulässig, v/enn läge und Stellung im einzelnen nicht im Be
bauungsplan ausgewiesen sind.
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§ 5

BaU|E;estaltunp:

(1) Die GeDäude sollen aus der im Bebauungsplan eingeaeiclineten
Grundrißform entwickelt v;erden.

Die länge "bei eingeschossigen Bauv^erken fji-l-M-ffg-Hl
muß mindestens 11 m betragen.
Bei mehrgeschossigen Bauten kann die Länge gegenüber der
einge sei ebneten Grundrißform bis zu 30 "/o reduziert werden.

(2) Bei der Pestlegung der Höhenlage der baulichen Anlagen sind
die Höhenlagen des vorhandenen und des künftigen Geländes,
der öffentlichen Verkehrsflächen sowie die Anforderungen an
die Abv/asserbeseitigxmg zu beachten. Dig^„aa.tüxlifihfi_G^lmüe-
oberfläche gilt als festgelegte Geländeoberfläche, von der
die Höhenlage bestimmt wird.
Im Baugebiet "Meierhof" bedingen stark wechselnde Gelände
formationen Aufschüttungen und Abgrabungen im Straßenbau.
In aolchen ir.llen ist die festgelegte Geländeoberfläche als
geradlinige Verbindung zv/ischen Straßenböschung skr ehe bei
talseitig zur Straße liegenden Grundstücken,bezw. Böschungs
fuß bei bergseitig zur Straße liegenden Grundstücken und
der rückv/ärtigen Grenze anzusehen.
Die Sockelhöhe darf bergseitig nicht mehr als 60 cm über
der festgelegten Geländeoberfläche betragen. ' i{
lalseitig kann das Sockelgeschoß, sofern es die Hanglage
erlaubt, als V/ohngeschoß ausgebaut werden.

(3) Für die Höhenentwicklung der baulichen Anlagen im allgemei
nen gelten in der Regel folgende V/erte;
a} Geschoßhöhe ca. 2,75 m (OK Decke bis OK Decke )
b) Kniestock bis 50 cm,

(4) Die Dachneigungen, Birstrichtxing und Stellung der Gebäude
sind im zeichnerischen Teil festgesetzt.
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Ausnahmen

Unter Berücksichtigung des § 31 BBauG können Ausnahmen, sofern
sie städtebaulich vertretbar sind, erteilt werden. Nach Art
und Umfang sind im einzelnen folgende Ausnahmen von den ört
lichen Bauvorschriften zulässig:

a) § 5 (2, 3)
Eine Ausnahme kann insoweit erteilt werden,_als vom Bauherrn
nachgewiesen werden kann, daß der städtebauliche Eindruck
unter Berücksichtigung der Nachbargebäude nicht gestört wird.
Hierbei gelten ähnliche Trauf-, Sockel- oder Eirsthöhen im
Vergleich zu den Nachbargebäuden als Kriterien für den Nach
weis.

b) § 5 (4)
Von den festgesetzten Dachneigungen kann insofern abgewichen
Vierden, als eine andere Dachneigung über die aus den fest
gesetzten Dachneigungen zu errechnende maximale Eirsthöhe
neu definiert werden kann.
Die Eirstrichtung und Stellung des Hauptgebäudes kann bis
zu 90 Grvad gedreht v;erden.

Eerner können die in § 3 Abs. 3 BaulTVO vorgesehenen Ausnahmen
für "Reines Wohngebiet" zugelassen werden.
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Anhang für naclirientliehe Ühernaiimen gornaiS § 9 (4) BhauG

(1) Im Laugehiet "Meiorhof" sind "besondere "bauliche liaß-
nalimon v/ogen der geologischen "VerhältnisGO nicht aus-
goochloGscn.
las goologiocho Landesamt empfiehlt in seiner Stollung-
ncJimo Yom 15.3.1973 "bei einer mehr als sv/Gigcschossigcn

Luung einen haclweis mit Bau grün duhtn-^raohirag und
Gründungsgutachten au füliren. Das geologische Laiidosamt
führt forner folgendes an;

"lür kleinere ein- "bis sv/eigeschossige lauworhe, deren
Pundamcnte ausütalich no.ch gegen ungleiche detaiuigcn aus-
tv-"«Glft, und die mit funlctionsfäiiigan Irainagcn Yerselion
v;erden, "bilden die "bestehondeui Bo-ugrundverhaltnisse sicher
lich keine besonderen Schv;ierigkeiten."

(2) Tom V/assean:irtschaftsarat wird eine vollbiologische klü-
rung der Ahv/ässer gefordert,'

(3) rlotwendige Stützmauern und Bbsohiuigon, bedingt durch Bin-
schnitte oder Aufschüttungen der öffentlichen Lrschlies-
sungsstraßen craß der /mlicger auf seinen Grundstück dul
den. Die Herstellung ühernimimt die Stadt \vehr im Zuge des
Straßenbaues. Die Kosten werden mit den übrigen Sr-
schließungskosten anteilig umgelegt.

(4) Bei der Stadt liegen füi' die Hci'stellung der Straßen,
Stützmauern und Böschungen Planunterlagen vor.

(5) 'Bei Grundstücken, hei denen-hauliche Anlagen nülicr als
50 m vom V/ald:entfernt erstellt v/ordon können, muß sich
der betreffcndo Eigentümer durch Eintrag in das Baulaste^-
buch zu einer Haftungsverzichtserklärung gegenüber dem *
V/aldbesitzer und dem Planungstrüger verpflichten.

27. Nov. 1973
v/ehr, den 19. Juni 1971

In ̂ ^rfrefung

Bebauungsplan

Genehmigt gemäß § 11 des Bun-
desbaugesetzes vom 23. 6. 1960

(BGBL. 1. S. 341)

Landratsami Waldshut
4. April 197A
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